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A. Problem 

Aufgrund eines Erlasses des Bundesministers des Innern vom 
28. Dezember 1971 (GMBl. 1972, Nr. 3, Seite 27) ist zur periodi-
schen Begutachtung der Umweltsituation und der Umweltbe-
dingungen in der Bundesrepublik Deutschland und zur Er-
leichterung der Urteilsbildung bei allen umweltpolitisch ver-
antwortlichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit im Ein-
vernehmen mit den im Kabinettsausschuß für Umweltfragen 
vertretenen Bundesministern ein Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen gebildet worden. Dieser soll die jeweilige 
Situation der Umwelt und deren Entwicklungstendenzen dar-
stellen sowie Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren 
Vermeidung oder zu deren Beseitigung aufzeigen. 

B. Lösung 

In Erfüllung dieser Verpflichtung hat der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen neben dem Umweltgutachten 1974 und 
1978 mit dem Sondergutachten „Umweltprobleme der Nord-
see" sein fünftes Gutachten zu einem speziellen Bereich der 
Umweltpolitik vorgelegt. Darin geht der Rat umfassend auf 
die Naturausstattung der Nordsee, die industrielle Nutzung 
des deutschen Nordseeküstenraumes, die Auswirkungen des 
anthropogenen Stoffeintrages, die Belastung der Nordsee 
durch Erdöl und Erdölprodukte, die Veränderung der Fischbe-
stände und die Fischereipolitik, den Naturschutz im Watten-
meer sowie die Instrumente zum Schutz des Nordseeraumes 
ein und gibt eine Reihe von Empfehlungen zu diesen Fragen-
bereichen. 
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Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses betont unter 
anderem die Bedeutung, die das Gutachten auch heute noch 
für die Reinhaltung der Nordsee besitzt und bringt die Erwar-
tung zum Ausdruck, daß alle politisch verantwortlichen Berei-
che konsequent für eine schnelle Verringerung der Nordsee-
verschmutzung eintreten. Im Hinblick auf die vom 29. Oktober 
bis 1. November 1984 in Bremen stattfindende Konferenz der 
Nordsee-Anrainerstaaten wird ferner erwartet, daß es gelingt, 
zu konkreten, schnell wirksamen Vereinbarungen zu gelan-
gen und im einzelnen aufgelistet, welche Maßnahmen vor 
allem durchzuführen sind, um schnelle Erfolge zu erreichen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag betont die Bedeutung, die das vom Sachverständigen-
rat für Umweltfragen vorgelegte Sondergutachten „Umweltprobleme der Nord-
see" auch heute noch für die Reinhaltung der Nordsee besitzt. 

Er erwartet, daß alle politisch verantwortlichen Bereiche konsequent für eine 
schnelle Verringerung der Nordseeverschmutzung eintreten. Der ökologische 
Schutz der Nordsee darf im Zweifel nicht hinter wirtschaftlichen Interessen 
zurückgestellt werden. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt in diesem Zusammenhang, daß der Bundesmi-
nister des Innern die Nordsee-Anrainerstaaten und die Kommission der EG für 
Herbst dieses Jahres zu einer Internationalen Nordseeschutzkonferenz eingela-
den hat. Er unterstützt die Absicht der Bundesregierung, auf dieser Konferenz 
international abgestimmte Entscheidungen über die Verhütung und Verringe-
rung der Belastung der Nordsee herbeizuführen. 

Er erwartet, daß es den Konferenzteilnehmern gelingt, zu konkreten, schnell 
wirksamen Vereinbarungen zu kommen. Der Zustand der Nordsee verträgt 
keine jahrelangen Diskussions- und Ratifizierungsprozesse mehr. 

Der Deutsche Bundestag betont in diesem Zusammenhang besonders das Vor-
sorgeprinzip, das beim Schutz unserer Meere als ökologisch komplexe Systeme 
überragende Bedeutung genießt. 

Der Deutsche Bundestag erwartet schnelle Erfolge insbesondere durch: 

— spürbare Verringerung der Verschmutzung der Nordsee vom Land aus und 
über die Flüsse einschließlich radioaktiver Stoffe, 

— Beschleunigung der Verhandlungen mit Staaten, die als Oberlieger an Flüs-
sen zur Nordseeverschmutzung beitragen, 

— konsequenten Abbau der Luftverschmutzung — auch wegen ihrer erhebli-
chen Verschmutzungswirkung für die Nordsee, 

— unverzügliche Beendigung der Verklappung von Dünnsäure und anderen 
Schadstoffen in der Nordsee, 

— sofortigen und gleichzeitigen Aufbau von Öl- und Chemikalienauffanganla-
gen und sonstiger Abfallentsorgung für Schiffe in allen Nordseehäfen ver-
bunden mit einer Entsorgungspflicht für jedes Schiff in jedem angelaufenen 
Hafen, 

— schneller Aufbau eines international abgestimmten Netzes sichtunabhängi-
ger Flugüberwachung verbunden mit einem Schnellboot-Überwachungssy-
stem, das die von der Luftüberwachung gemeldeten Verstöße beweiskräftig 
sichert, 

— baldige Beendigung der Verbrennung von Chemikalien und anderer hochgif-
tiger Stoffe auf der Nordsee. 

Eine schnelle Realisierung der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
20. Januar 1984 kann entscheidend zu erfolgreichem Schutz der Nordsee beitra-
gen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Teilnehmerstaaten an der Nordseeschutz-
konferenz auf, sich in allen wichtigen Fragen auf gemeinsame Programme zum 
wirksamen Schutz der Nordsee zu einigen. 
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Solange das nicht gelingt, ist jeder Staat einzeln aufgefordert, alle national mög-
lichen Maßnahmen zur Verringerung und Verhinderung der Nordseeverschmut-
zung von sich aus durchzuführen. 

Bonn, den 19. September 1984 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Jansen Dr. Ehmke (Ettlingen) Dr. Olderog Baum 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Jansen, Dr. Ehmke (Ettlingen) Dr. Olderog und Baum 

I. Allgemeines 

Das in der 50. Sitzung der 9. Wahlperiode am 
11. September 1981 bereits überwiesene Sondergut-
achten des Rates von Sachverständigen für Um-
weltfragen wurde im Rahmen der Überweisung un-
erledigter Vorhaben aus der vergangenen Legisla-
turperiode mit Sammelübersicht in Drucksache 
10/358 Nr. 6 in der 22. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 15. September 1983 erneut an den In-
nenausschuß federführend sowie an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit, den Haus-
haltsausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft und 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Mitberatung überwiesen. Darüber hin-
aus hatte sich in der vergangenen Wahlperiode der 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau gutachtlich beteiligt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Stellung-
nahme vom 18. Januar 1984 mitgeteilt, daß er das 
Gutachten zur Kenntnis genommen und dabei ein-
mütig die Auffassung vertreten habe, daß bei der 
Durchführung von kostenrelevanten Maßnahmen, 
die Bundesmittel erfordern, eine Beschlußfassung 
des Haushaltsausschusses herbeigeführt werden 
sollte. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat in seiner Stellungnahme vom 14. März 1984 
einstimmig empfohlen, das Gutachten zur Kenntnis 
zu nehmen und die Bundesregierung aufzufordern, 
auf nationaler und internationaler Ebene alle An-
strengungen zu unternehmen, die vorgesehenen 
Maßnahmen baldmöglichst zu verwirklichen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat das Sondergutach-
ten zustimmend zur Kenntnis genommen, wobei er 
davon ausgegangen ist, daß die in Drucksache 
9/692, Seite 118 unter Nummer 277 angekündigte 
Lösung der Problematik der Beseitigung von Dünn-
säure fristgemäß realisiert wird. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hatte sich im Rahmen seiner gutachtli-
chen Beteiligung während der vergangenen Wahl-
periode unter raumordnungspolitischen Aspekten 
mit der Vorlage befaßt und die Auffassung bekun-
det, daß die in diesem Gutachten dargelegten ökolo-
gischen Gesichtspunkte bei raumordnungspoliti-
schen Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 des 
Raumordnungsgesetzes in die Abwägung einbezo-
gen werden müsse. Er hat insbesondere die Emp-
fehlung des Sachverständigenrates unterstützt, die 
Industrialisierung im Küstenraum auf ausgewählte 
Schwerpunkte zu beschränken, im Insel- und Kü-
stenbereich landespflegerische Vorsorge zu betrei-
ben und das Wachstum des Fremdenverkehrs zu 
steuern, zum Schutz der Erholungssuchenden und 
der Tierwelt den privaten Flugverkehr einzudäm-
men und bei militärischen Übungen die naturnahen 

Gebiete zu schonen. Großes Augenmerk verdienten 
auch die Bemühungen, Schadstoffeinträge durch 
die Flüsse zu reduzieren; hier seien auch die Vorbe-
lastungen durch Schadstoffzufuhr aus der DDR und 
der CSSR zu berücksichtigen, was im Gutachten zu 
wenig zur Geltung komme. Es wurde daher empfoh-
len, der Bundesregierung nahe zu legen, diese Ge-
sichtspunkte nach ihren verfassungsrechtlichen 
und politischen Möglichkeiten im Zusammenwir-
ken mit den unmittelbar betroffenen Bundeslän-
dern zur Geltung zu bringen, sei es bei der finan-
ziellen Förderung der Gemeinschaftsaufgaben, sei 
es in Verhandlungen über die nähere Ausführung 
und den Vollzug internationaler Vereinbarungen. 
Dies gelte insbesondere für die Dumping-Abkom-
men von Oslo und  London,  deren gleichmäßige Um-
setzung in allen Vertragsstaaten nach den Aussa-
gen des Sondergutachtens nicht sichergestellt sei. 
Im übrigen hat der Ausschuß sein Befremden dar-
über geäußert, daß das Sondergutachten erst ein 
Jahr nach seinem Erscheinen dem Deutschen Bun-
destag zugeleitet worden sei. 

Der Innenausschuß hat in der vergangenen Wahl-
periode am 24. Mai 1982 sowie im Rahmen einer 
Unterrichtungsfahrt an die Küste am 10. und 11. Ja-
nuar 1983 mehrere öffentliche Anhörungen von 
Sachverständigen durchgeführt und in seiner Sit-
zung am 27. Juni 1984 die auf dieser Grundlage er-
arbeitete Beschlußempfehlung beraten und — vor-
behaltlich der Stellungnahme des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die zu die-
sem Zeitpunkt noch ausgestanden hatte — einstim-
mig beschlossen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat der Beschlußemp-
fehlung in seiner Sitzung am 19. September 1984 in 
allen Punkten zugestimmt, so daß auf einen Wieder-
eintritt in die Beratungen verzichtet werden konn-
te. 

II. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

1. Im Rahmen der Anhörung am 24. Mai 1982 und 
der Unterrichtungsfahrt an die Küste am 10. und 
11. Januar 1983 hat sich der Innenausschuß um-
fassend und intensiv über die Gesamtproblema-
tik umweltpolitischer Fragen, die die Nordsee 
betreffen, unterrichtet und die Themenbereiche 
des Gutachtens mit Experten aus Wissenschaft, 
Industrie und Verwaltung, den Kommunalen 
Spitzenverbänden, Gewerkschaften und weite-
ren von den Umweltproblemen der Nordsee be-
rührten Institutionen namentlich im Hinblick 
auf die Frage erörtert, ob die Vorschläge des 
Sachverständigenrates sachgerecht sind oder 
nicht und welche Konsequenzen aus dem Nord-
seegutachten zu ziehen sind. Dabei befaßte sich 
die Anhörung im Mai 1982 mit Fragen zur Nord-
see als Testfall des Vorsorgeprinzips, mit den 
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Problemen der internationalen Zusammenar-
beit, mit den internationalen Übereinkünften 
und ihrer Durchführung, ferner mit dem Fra-
genbereich der Schadstoffbelastung und -über-
wachung, bei dem sowohl die Verschmutzung 
vom Lande aus als auch auf Hoher See abgehan-
delt wurde sowie mit Gewässergütefragen und 
dem Themenbereich „Meeresverschmutzung 
und Fischerei". Im Rahmen der Unterrichtungs-
fahrt im Januar 1983 wurden Besichtigungen 
und Expertengespräche zum Problembereich 
„Ökologie der Nordsee, namentlich des Watten-
meeres und Eindeichungen" auf Nordstrand, Be-
sichtigungen und Expertengespräche zum Pro-
blembereich „Industrieansiedlung und -tätigkeit, 
namentlich Industrieansiedlung Unterelbe, tech-
nische Möglichkeiten des Umweltschutzes der 
Nordsee und Off-shore-Tätigkeit" in Brunsbüt-
tel, eine Sachverständigenanhörung in St. Mi-
chaelisdonn zu diesem Themenbereich und an 
Bord des Lotsenschiffes „Commodore Ruser" 
zum Problembereich „Abfallbeseitigung auf See 
sowie Überwachung der Ölverschmutzung, 
Schiffahrtsfragen und Ölbekämpfung" durchge-
führt, in Cuxhaven die Revierzentrale mit dem 
zentralen Meldekopf und der Sonderstelle des 
Bundes „Ölunfall See/Küste" sowie die Ölauf-
fangschiffe „Scharhörn" und „ÖSK I" besichtigt 
sowie Expertengespräche und Besichtigungen 
beim Deutschen Hydrographischen Institut in 
Hamburg/Sülldorf durchgeführt. 

Die Anhörungen und Expertengespräche haben 
eine Reihe von Aktualisierungen und eine Fülle 
ergänzender Informationen zu dem Gutachten 
und auch zusätzliche konkrete Handlungsemp-
fehlungen von Seiten der Sachverständigen er-
bracht. Dabei gab es unter den Sachverständi-
gen einerseits in der Einschätzung der Sachdar-
stellungen, andererseits in der Bewertung der 
Empfehlungen des Sachverständigenrates so-
wohl in den Grundsatzfragen als auch in Detail-
aussagen teilweise generelle Übereinstimmung, 
teilweise unterschiedliche Bewertungen, teil-
weise aber auch grundlegende Divergenzen. 
Eine detaillierte Darlegung der Anhörungser-
gebnisse im einzelnen ist in Ausschußdrucksa-
che 10/44 enthalten. 

2. Zur Beschlußempfehlung ist insgesamt anzu-
merken, daß diese dem Ziel dient, die überein-
stimmende Grundhaltung des Deutschen Bun-
destages, seine Erwartungen und grundlegend 
als notwendig angesehene Maßnahmen zur Ver-
ringerung der Nordseeverschmutzung — na-
mentlich auch im Hinblick auf die in Kürze 
stattfindende Konferenz der Nordseeanrainer-
staaten — zu dokumentieren. 

Der Ausschuß hat im Rahmen der Beratungen 
die Bedeutung hervorgehoben, die das Gutach-
ten auch heute noch für die Reinhaltung der 
Nordsee besitzt und unterstrichen, daß es wie 
bisher auch weiterhin Leitlinie der Arbeit des 
Ausschusses in diesem Politikbereich sein wird. 
Die Bedeutung des Gutachtens für die parla-
mentarische Arbeit ergibt sich nicht nur aus der 
vorgelegten Beschlußempfehlung, sondern vor 

allem daraus, daß die Sachdarstellungen und 
Empfehlungen des Gutachtens und — soweit die 
Anhörungen und Expertengespräche jeweils be-
reits durchgeführt waren — die Darlegungen in 
den Anhörungsprotokollen und Stellungnahmen 
der Sachverständigen im Rahmen der Beratung 
konkreter Einzelvorlagen, die die Umweltpro-
bleme der Nordsee betrafen, bei den Ausschuß-
beratungen als Informations- und Entschei-
dungsgrundlage herangezogen wurde. Dazu ge-
hörten unter anderem in der vergangenen Wahl-
periode das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 
4. Juni 1974 zur Verhütung der Meeresver-
schmutzung vom Lande aus, der sogenannten 
Pariser Konvention — Drucksachen 9/131, 
9/387 —, der Vorschlag der EG-Kommission be-
treffend einen Plan zur Bekämpfung der Ölver-
schmutzung des Meeres — Drucksache 9/325 —, 
die Richtlinie des Rates über Einzelheiten der 
Überwachung und Kontrolle der durch die Ablei-
tungen aus der Titandioxid-Produktion betroffe-
nen Umweltmedien — Drucksachen 9/331, 
9/595 —, das Gesetz zu dem internationalen 
Übereinkommen von 1973 zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe und zu 
dem Protokoll von 1978 zu diesem Übereinkom-
men — Drucksachen 9/805, 9/1034 —, der Richli-
nienvorschlag über die Durchsetzung von inter-
nationalen Normen für die Sicherheit im Seever-
kehr und die Verhütung der Meeresverschmut-
zung in bezug auf den Schiffsverkehr in den Hä-
fen der Gemeinschaft — Drucksachen 9/87, 
9/300 —, der Bericht über Maßnahmen zur Ver-
hinderung von Tankerunfällen und zur Bekämp-
fung von Ölverschmutzungen der Meere und 
Küsten — Drucksachen 9/72, 9/435 sowie in 
der laufenden Wahlperiode der Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates betreffend die Aufstellung 
von Noteinsatzplänen zur Bekämpfung der Öl-
verschmutzung des Meeres durch Unfälle — 
Drucksache 10/1242 — sowie die Fortschreibung 
des Berichts der Bundesregierung über Maß-
nahmen zur Verhinderung von Tankerunfällen 
und zur Bekämpfung von Ölverschmutzungen 
der Meere und Küsten vom 19. Dezember 1980 
— Drucksachen 9/72, 10/780. Gleichermaßen 
werden das Gutachten und die Anhörungsunter-
lagen heranzuziehen sein bei den demnächst an-
stehenden Beratungen der Richtlinienvor-
schläge betreffend die Abfälle aus der Titandio-
xid-Industrie — EG-Dok.-Nr. 8747/82 und 6387/83 
— und des Entwurfs eines Gesetzes zur dem 
Protokoll von 1973 über Maßnahmen auf Hoher 
See bei Fällen von Verschmutzungen durch an-
dere Stoffe als 01 — Drucksache 10/969. 

Von den in der Beschlußempfehlung angespro-
chenen Fragenbereichen hat der Ausschuß im 
Rahmen der Beratungen vertieft die Frage des 
Eintrags radioaktiver Stoffe in die Nordsee und 
der Dünnsäureverklappung erörtert. 

Zur Frage des Eintrags radioaktiver Stoffe in die 
Nordsee war im Rahmen der Anhörungen und 
Expertengespräche unter anderem hervorgeho-
ben worden, daß aus Kernenergieanlagen der 
Bundesrepublik Deutschland zur Zeit keine nen- 
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nenswerte Zufuhr an Radionukliden in die Nord-
see gegeben sei. Auch der Einfluß der derzeit 
von den entsprechenden deutschen Anlagen 
über die Luft dem Meer zugeführten Aktivitäts-
mengen könne vernachlässigt werden. Ähnlich 
sei der Einfluß der an der Küste gelegenen 
Kernkraftwerke der Nordsee-Anrainerstaaten 
einzustufen. Bei ordnungsgemäßem Betrieb ei-
nes Kernkraftwerkes sei die Abgabe von Radio-
nukliden mit dem Abwasser so gering, daß deren 
Einfluß auf den Meeresbereich als weitgehend 
unerheblich anzusehen sei. Auch der Eintrag 
über die Flüsse und insbesondere den Fallout sei 
nur noch gering. Im wesentlichen werde Tritium 
zugeführt. Die Hauptfälle für die Tritium-Zufuhr 
seien heute die Flüsse. Die einzigen zur Zeit 
wirklich relevanten Quellen stellten die an der 
Küste gelegenen Kernbrennstoff-Wiederaufbe-
reitungsanlagen La Hague bei Cherbourg und 
Sellafield Works, Cumbria (ehemals Windscale) 
an der Irischen See dar. Diese Anlagen lägen 
zwar außerhalb des Nordseebereichs. Die dort 
ausgelassenen Radionuklide gelangten jedoch 
mit dem Wassertransport in die Nordsee. Die 
dritte diesbezügliche Anlage — Dounreay an der 
Nordspitze Schottlands — und das Englische 
Forschungszentrum Winfrith am Englischen Ka-
nal hätten deutlich niedrigere Abgabemengen 
aufzuweisen. Anders als bei den üblichen 
Schmutzstoffen seien für alle Radionuklide 
Emissionsgrenzwerte auf internationaler Basis 
festgelegt. Durch die Gesetzgebung gebe es Aus-
laßgrenzen und es dürfe nichts abgegeben wer-
den, was diese Emissionsgrenzwerte übersteige. 
Angaben über die Emissionsgrenzwerte der ein-
zelnen Länder lägen aus Großbritannien und 
aus der Bundesrepublik Deutschland vor, in der 
sie in den Berichten der Bundesregierung über 
Umweltradioaktivität und Strahlenbelastung 
veröffentlicht würden. Von Frankreich gäbe es 
keine entsprechenden Daten, es gebe jedoch die 
Emissionsgrenzwerte des Englischen Kanals, 
die jährlich in den Berichten der zentralen 
Strahlenschutzorganisation Frankreichs vorge-
legt würden. Zwischen Großbritannien und den 
anderen Ländern bestehe ein gewisser Unter-
schied in der Philosophie. In Großbritannien 
vertrete man den Standpunkt, daß man dann, 
wenn es Emissionsgrenzwerte auf der Grund-
lage der Normen der internationalen Strahlen-
schutzorganisation gebe, diese Grenzwerte bis 
zu einem gewissen Grade ausnutzen könne, 
ohne international Fehler zu begehen. In der 
Bundesrepublik Deutschland und auch in einer 
ganzen Reihe anderer Staaten stehe man dage-
gen auf dem Standpunkt, daß der Auslaß unab-
hängig von den internationalen zugelassenen 
oberen Grenzwerten so niedrig wie möglich sein 
müsse. Da die Zufuhr künstlicher Radionuklide 
in die Nordsee zur Zeit praktisch nur aus Anla-
gen anderer Nordsee-Anrainerstaaten, insbeson-
dere Großbritannien und Frankreich, erfolge, 
könnten Maßnahmen zur Änderung der beste-
henden radiologischen Situation der Nordsee 
nur auf internationaler Basis diskutiert werden. 
Man sollte dabei an eine Herabsetzung der zuge

-

lassenen Auslaßgrenzwerte, insbesondere bei 
den Anlagen in Großbritannien denken. Eine 
volle Ausnutzung der bestehenden Auslaßgeneh-
migungen könnte dort zu einer deutlichen Akti-
vitätserhöhung im Wasser der Nordsee führen, 
deren eventuelle Konsequenzen auf die Bio-
sphäre aufgrund der noch unzureichenden 
Kenntnisse nicht exakt überschaubar seien. Un-
ter den gegenwärtigen Umständen sei eine Fort-
führung der radiologischen Überwachung der 
Nordsee im jetzigen Rahmen vorzunehmen. 

Im Rahmen der Beratungen war seitens der 
Fraktion der CDU/CSU zu diesem Fragenbe-
reich daran erinnert worden, daß in den Jahres-
berichten der Bundesregierung über die Um-
weltradioaktivität und Strahlenbelastung auch 
Angaben über die Anteile radioaktiver Stoffe in 
der Nordsee enthalten seien. In diesem Zusam-
menhang sei auch daran zu erinnern, daß die 
Meere die größten Reservoirs an Uran und Zer-
fallsmaterialien darstellten. Inzwischen gebe es 
zwar Analysen und Meßmethoden, die es erlaub-
ten, Spuren von Isotopen aus einzelnen Anlagen 
festzustellen. Diese hätten jedoch keine Umwelt-
relevanz. Trotzdem wolle auch die Fraktion der 
CDU/CSU diesen Bereich mit in die Vorsorgepo-
litik einbeziehen. Dabei sei jedoch hervorzuhe-
ben, daß die Bundesrepublik Deutschland, die 
keine radioaktiven Abwässer in die Nordsee ein-
leiten wolle, in dieser Frage eine andere Haltung 
vertrete als Frankreich und Großbritannien. Et-
was anderes gelte für die minimalen Ableitun-
gen von Tritium aus Kernkraftwerken. Insoweit 
bestehe jedoch Einvernehmen, daß diese für die 
Flüsse und erst recht für die Nordsee keinerlei 
Risiko darstellten. Unter Berücksichtigung des-
sen unterstütze die Fraktion der CDU/CSU das 
in der Beschlußempfehlung aufgegriffene Anlie-
gen einer spürbaren Verringerung der Nordsee-
verschmutzung auch durch radioaktive Stoffe 
im Sinne einer internationalen Inititative der 
Bundesregierung in bezug auf eine Reduzierung 
der Ableitungen aus den Wiederaufarbeitungs-
anlagen in Frankreich und Großbritannien, je-
doch nicht im Hinblick auf die Frage eines Ein-
trages an radioaktiven Stoffen über die Flüsse. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde festgestellt, 
daß es einen Zuwachs an radioaktiven Stoffen in 
der Nordsee gebe. Dieser sei auf unterschiedli-
che Ursachen zurückzuführen, zum einen auf 
den Eintrag durch die Wiederaufarbeitungsanla-
gen in Frankreich und Großbritannien, sowie 
ferner auf den Eintrag, der als zulässige Abgabe 
von Kernkraftwerken in die Nordsee gelange. 
Niemand wisse genau, wie hoch die Menge an 
radioaktiven Stoffen in der Nordsee sei und es 
sei nicht bekannt, wie versucht werde, diesen 
Eintrag zu verhindern. Deswegen müsse ein 
Weg beschritten werden, der zu einer Reduzie-
rung des Eintrags dieser radioaktiven Stoffe 
führe, weil dann, wenn dieser Entwicklung nicht 
frühzeitig gegengesteuert werde, niemand über-
sehen könne, welche Folgen ein verstärkter An-
teil radioaktiver Stoffe für das Leben in der 
Nordsee während der kommenden Jahrzehnte 
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hätte. Die dadurch möglichen Neben- und Folge-
wirkungen könnten sich zu einem größeren Pro-
blem auswachsen als die Dioxin-Problematik. 
Die Forderung einer spürbaren Verringerung 
der Nordseeverschmutzung auch in bezug auf 
radioaktive Stoffe sei wichtig im Hinblick dar-
auf, daß in Großbritannien und in Frankreich 
leicht- und teilweise sogar mittelradioaktives 
Abwasser in das Meerwasser abgegeben werde, 
was nach der Genehmigungspraxis in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht vorstellbar wäre. 
Von daher sei es das hinter dieser Forderung 
stehende Anliegen, daß die Bundesregierung auf 
internationaler Ebene im Rahmen der Konfe-
renz der Nordsee-Anrainerstaaten initiativ 
werde und die Frage mit dem Ziel zur Erörte-
rung stelle, sich international der deutschen Ge-
nehmigungspraxis anzunähern. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat unterstrichen, 
daß eine entsprechende Forderung in der Be-
schlußempfehlung im Hinblick auf die Anhö-
rungsergebnisse gerechtfertigt sei. Darüber hin-
aus sei eine entsprechende Forderung aber auch 
im Hinblick darauf notwendig, daß andere Staa-
ten in Europa sehr intensiv an Verfahren zur 
Beseitigung radioaktiver Stoffe auf Hoher See 
arbeiteten und sich auch insoweit ein gewisses 
Gefahrenpotential ergebe. 

Seitens der Bundesregierung wurde hervorgeho-
ben, daß die Belastung der Nordsee mit radioak-
tiven Stoffen aus nationaler Sicht kein Problem 
sei. Etwas anderes gelte für den Eintrag im un-
mittelbaren Einwirkungsbereich der Wiederauf-
arbeitungsanlagen in Frankreich und Großbri-
tannien. Die Frage, ob diese Thematik problema-
tisiert und vorsorglich in die Diskussion auf der 
Konferenz der Nordsee-Anrainerstaaten einge-
bracht werden solle, werde seitens der Bundes-
regierung bejaht. 

— Zur Problematik der Verklappung von Dünn-
säure war im Rahmen der Anhörung vom 
24. Mai 1982 von Vertretern der Firma Kro-
nos Titan, die derartige Verklappungen 
durchführt, an die Ausführungen des Sach-
verständigenrates erinnert worden, wonach 
entgegen der in der Öffentlichkeit vielfach 
herrschenden Vorstellung die Einbringung 
der Dünnsäure selbst keine wesentlichen Be-
einträchtigungen der Meeresökologie mit 
sich bringe und für die Beurteilung der 
Schädlichkeit die in der Dünnsäure als Bei-
mengung jeweils enthaltenen Schadstoffe 
von Bedeutung seien. Die Industrie gehe da-
von aus, daß das Umweltproblem aufgrund 
der anorganischen Dünnsäure aus der Titan-
dioxid-Produktion nach dem Ergebnis aller 
vorliegenden Gutachten kaum gravierend 
sei. Das Verklappungsgebiet in der Nähe der 
Insel Helgoland werde stets meeresbiolo-
gisch und -chemisch überwacht. Eine schädli-
che Wirkung auf die Meeresökologie durch 
das Verklappen der Dünnsäure sei nie nach-
gewiesen worden. Die Beobachtung von 
Fischkrankheiten, die in Zusammenhang mit 
der Verklappung von Dünnsäure gebracht 

worden sei, sei wissenschaftlich kontrovers. 
Dennoch bemühe sich die Firma Kronos Ti-
tan seit langem, Möglichkeiten zu suchen, die 
Abfallprodukte in Wirtschaftsgüter zurückzu-
verwandeln. Bei der Wahl eines Aufarbei-
tungsverfahrens sei es aber wesentlich, daß 
das erzeugte Produkt eine verkaufbare Ware 
und nicht ein neues Abfallprodukt sei, sonst 
werde das Problem bestenfalls von einem 
Medium, dem Wasser, auf ein anderes, das 
Land oder die Luft, verlagert. Die bekannten 
Neutralisationsverfahren für Dünnsäure 
würden Produkte erzeugen, die auf dem euro-
päischen Markt nur begrenzt bzw. überhaupt 
nicht unterzubringen seien und deshalb auf 
Sonderdeponien abgelagert werden müßten. 
Deshalb sehe man noch keine fertige Lösung. 
Die Forschung, teilweise durch den Bundes-
minister für Forschung und Technologie un-
terstützt, werde jedoch fortgesetzt. Im Rah-
men einer Kontroverse um Fischkrankheiten 
in Verklappungsgebieten wurde seitens der 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei dar-
gelegt, daß in den Gebieten der Doggerbank 
und der Deutschen Bucht erhöhte Raten des 
Krankheitsbefalls bei Fischen aufgetreten 
seien. Im Bereich der Dünnsäureverklap-
pung aus der Titandioxid-Produktion sei eine 
bestimmte Fischkrankheit vermehrt aufge-
treten. Zwar lasse sich nicht beweisen, daß 
ein direkter Zusammenhang zwischen der 
Dünnsäure und diesem Krankheitsbild exi-
stiere, aber es liege die Vermutung nahe, daß 
die Gesamtbelastung in dem Gebiet aus der 
Dünnsäureverklappung und durch das, was 
sonst noch durch die Flüsse in den Bereich 
transportiert werde, verantwortlich sei. Aus 
diesem Grunde sähen sich Sachverständige 
veranlaßt, zu fordern, vom Vorsorgeprinzip 
Gebrauch zu machen und Bedenken gegen 
eine weitere Verklappung anzumelden. Sei-
tens der Industrie war darauf hingewiesen 
worden, daß der Besorgnis-Begriff außeror-
dentlich weit ausgelegt sei. Deshalb wurde 
von dieser Seite die Formulierung gewählt, 
daß kurzfristig keine Schäden nachgewiesen 
seien; was langfristig passieren könne, könne 
selbstverständlich nicht gesagt werden. Sei-
tens der Umweltverbände war ein Verklap-
pungsverbot gefordert worden. Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund war davon ausgegangen, 
daß die Anwendung des Vorsorgeprinzips 
grundsätzlich eine Reduzierung der Dünn-
säuremengen und der darin enthaltenen 
Schadstoffe oder eine Behandlung dort ver-
lange, wo diese auch in ihren Folgewirkun-
gen kontrollierbar sei. Dies bedeute im Re-
gelfall eine Problemlösung an Land. Außer-
dem sollte iukünftig die Abfallbeseitigung 
auf See verstärkt nach den Schadstoffgehal-
ten und nicht nur nach den eingebrachten 
Mengen beurteilt werden. 

Der Ausschuß hat die in die Beschlußemp-
fehlung aufgenommene Forderung nach un-
verzüglicher Beendigung der Verklappung 
von Dünnsäure und anderen Schadstoffen in 
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der Nordsee als notwendig erachtet, um da-
mit in aller Deutlichkeit seinen entsprechen-
den politischen Willen zum Ausdruck zu brin-
gen. Im Rahmen der Beratungen war daran 
erinnert worden, daß das Europäische Parla-
ment dafür plädiert habe, ab 1986 lediglich 
die Verklappung schwach saurer Abfälle aus 
Wasch- und Kühlwasser mit weniger als 0,5 % 
Schwefelsäure bis 1993 zu akzeptieren und 
danach keinerlei Verklappung mehr zuzulas-
sen. Die aus der Bundesrepublik Deutsch-
land verklappten Abfälle genügten nicht der 
Anforderung eines Schwefelgehaltes von we-
niger als 0,5 %, so daß die Verklappung der 
Abfälle aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach diesem Beschluß des Europäischen Par-
laments aufzuhören hätte. 

Seitens der Bundesregierung war hervorge-
hoben worden, sie habe vorgesehen, daß die 
Einbringung von Grünsalz in die Nordsee 
noch in diesem Jahr und von Dünnsäure 
noch in diesem Jahrzehnt beendet werde. Es 
liefen jedoch derzeit Verhandlungen und Be-
mühungen, die Frist zur Beendigung der Ver-
klappung von Dünnsäure eventuell noch vor 
Ende 1989 zur Anwendung kommen zu las-
sen. Die Fristen für die Genehmigung der 
Verklappung würden jeweils um ein Jahr 
verlängert. Ziel der Bundesregierung sei es, 
daß diese Art von Abfällen an Land aufgear-
beitet werden sollen. Die Frage sei jedoch, 
wann dies möglich sei. Seitens der Industrie 
werde die Auffassung vertreten, daß die dazu 
notwendige Technologie erst 1988/89 verfüg

-

bar sei. Darin liege die Problematik. Solange 
die entsprechende Technologie nicht verfüg-
bar sei, um die Abfälle an Land aufarbeiten 
zu können, müsse die Verklappung gestattet 
werden. Von daher seien seitens der Bundes-
regierung Überlegungen über die Möglich-
keit zu einer zeitlich bis zum. Ende des Jahr-
zehnts begrenzten Verlagerung der Verklap-
pung in den Atlantik auch auf internationa-
ler Ebene geprüft worden. Die Bundesregie-
rung sei jedoch noch nicht zu einem Ergebnis 
gelangt, das eine Verlegung der Verklappung 
aus der Nordsee in den Atlantik als möglich 
erscheinen lasse. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte im Rah-
men der Beratungen zur Beschlußempfeh-
lung ferner vorgeschlagen, den Maßnahmen-
katalog noch um zwei Empfehlungen zur 
Frage der Eindeichung des Wattenmeeres 
und der Problematik der Überfischung zu er-
gänzen. Der Ausschuß ist jedoch übereinge-
kommen, weitere Maßnahmenforderungen 
der einzelnen Fraktionen, die noch intensi-
ven Beratungsbedarf erfordert oder nicht 
einvernehmlich hätten verabschiedet werden 
können, in der Beschlußempfehlung nicht zu 
berücksichtigen, um zu gewährleisten, daß 
diese noch vor der Konferenz der Nordsee

-

Anrainerstaaten vom Deutschen Bundestag 
verabschiedet werden kann. Es war Einver-
nehmen darüber erzielt worden, daß entspre-
chende weitere Forderungen und Vorstellun-
gen der einzelnen Fraktionen im Rahmen 
der Plenardebatte dargelegt werden sollen. 

Bonn, den 19. September 1984 

Jansen Dr. Ehmke (Ettlingen) Dr. Olderog Baum 

Berichterstatter 








